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Kurzbewertung 

Der Referentenentwurf ist in seinen Grundzügen und in wesentlichen Teilen zu 
begrüßen. In einigen Details und insbesondere bei der Finanzierung muss je-
doch nachgebessert werden.  

Das Rentenniveau zu stabilisieren, wird begrüßt. Dies ist ein erster wichtiger 
Schritt, die Alterssicherung in Deutschland langfristig nachhaltig, leistungsfä-
hig und gerecht auszugestalten. Im Interesse der Beschäftigten und der künfti-
gen Generationen war dies schon lange überfällig. Dies im Sinne einer „dop-
pelten Haltelinie“ mit einer harten Deckelung des Beitragssatzes auf 
20 Prozent zu verknüpfen, wälzt die Belastungen von den Arbeitgebern auf die 
Beschäftigten ab. Allenfalls akzeptabel ist, wie bisher, eine Begrenzung auf 
22 Prozent, dies zu unterbieten, ist vor allem im Interesse der Arbeitgeber und 
gefährdet die nachhaltige Stabilisierung der Rentenversicherung. 

Ebenfalls zu begrüßen sind die Leistungsverbesserungen bei den Erwerbsmin-
derungsrenten wie auch die weitere teilweise Angleichung der Kindererzie-
hungszeiten für vor und ab 1992 geborene Kinder – die sogenannte „Mütter-
Rente“. Bei den Erwerbsgeminderten müsste aber auch der Bestand berück-
sichtigt werden. Bei der „Mütter-Rente“ bestehen jedoch erhebliche verfas-
sungsrechtliche Bedenken, ob die Ungleichbehandlung anhand der Kinderzahl, 
insbesondere im vorgesehenen Umfang zulässig ist. Abzulehnen ist ohne jede 
Einschränkung die Finanzierung der „Mütter-Rente“ aus Beitragsmitteln, da 
dies verteilungspolitisch bedenklich und nicht sachgerecht ist.  

Sinnvoll sind auch Überlegungen, wie Menschen mit niedrigem Einkommen 
entlastet werden können. Allerdings gibt es dafür aus Sicht des DGB geeigne-
tere Wege als die Ausweitung der heutigen Gleitzone, die weder zu Fehlanrei-
zen am Arbeitsmarkt noch zu Beitragsausfällen in den Sozialversicherungen 
führen würden. Hier sollten Alternativen im weiteren Verfahren geprüft und 
mit der Gleitzone verglichen werden. Zu nennen wäre hier beispielsweise ein 
SV-Entlastungsbetrag, wie ihn das DIW dargestellt und durchgerechnet hat.
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Ausführliche Bewertung des Gesetzentwurfs 

Die Reformmaßnahmen der vergangenen rund 30 Jahre in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung haben den Leistungsumfang gekürzt, dass Leistungsniveau gesenkt, die Altersgrenzen 

angehoben und den solidarischen Ausgleich beschnitten. Die Einschnitte waren in der 

Summe dramatisch. Obwohl die Zahl der Rentnerinnen und Rentner von rund 15 Millionen 

im Jahr 1995 auf heute etwa 21 Millionen gestiegen ist, bekommen sie zusammen nur den 

gleichen Anteil vom gesamten Wohlstand in Deutschland wie 1995. Der pro Kopf Anteil 

der Rentnerinnen und Renter am Wohlstand ist, selbst wenn die längere Bezugsdauer 

durch die gestiegene Lebenserwartung abgezogen wird, in dieser Zeit um rund 20 Prozent 

gesunken. Dabei bleiben das angehobene Zugangsalter und die erschwerten Zugangsbe-

dingungen bei den Renten wegen Erwerbsminderung noch unberücksichtigt.  

In der letzten Wahlperiode wurde dieser Trend gestoppt und in mehreren Schritten wieder 

spürbare Verbesserungen beschlossen und die gesetzliche Rentenversicherung gestärkt. 

Dies wird vom DGB begrüßt, auch wenn er Details kritisierte oder für nicht weitreichend 

genug hält. Vor diesem Hintergrund begrüßt der DGB grundsätzlich den vorliegenden Ge-

setzentwurf, der diesen Weg fortschreitet und mit einem stabilen Rentenniveau auch Leis-

tungsverbesserungen für alle Beschäftigten und Rentnerinnen und Rentner vorsieht. Im Fol-

genden nehmen wir Stellung zu einzelnen Themen des Gesetzentwurfs.  

Stabilisierung des Rentenniveaus ist ein richtiger Schritt 

Der DGB und die Mitgliedsgewerkschaften setzen sich dafür ein, dass Rentenniveau zu sta-

bilisieren und wieder anzuheben. Ziel ist es, dass die Renten und Rentenansprüche an der 

allgemeinen Wohlstandsentwicklung teilhaben. Der Gesetzentwurf sieht vor, das Ren-
tenniveau nun gesetzlich auf wenigstens 48 Prozent zu stabilisieren. Dies ist als 

ein richtiger Schritt ausdrücklich zu begrüßen. Nur ein stabiles Rentenniveau garantiert, 

dass die Rentnerinnen und Rentner künftig wieder gerecht am steigenden Wohlstand betei-

ligt werden. Dieses schafft Sicherheit für Versicherte sowie Rentnerinnen und Rentner. Aus 

Sicht des Deutschen Gewerkschaftsbunds ist darüber hinaus dringend geboten, dass Ren-

tenniveau auch wieder anzuheben, etwa auf 50 Prozent. Nach dem Willen der Koalition 

soll die Höhe des Rentenniveaus ab dem Jahr 2025 jedoch in der Kommission verlässlicher 

Generationenvertrag diskutiert werden. Der DGB fordert eine dauerhafte Anhebung 
des Rentenniveaus, um auch für künftige Generationen eine auskömmliche und 
starke gesetzliche Rentenversicherung sicherzustellen.  

Zu kritisieren ist, dass abweichend vom Koalitionsvertrag gerade nicht die Ren-
tenanpassungsformel geändert wird, sondern die Stabilisierung lediglich durch 
eine weitere Schutzklausel und Ausnahmeregel von der weiterhin unveränderten Ren-

tenanpassungsformel sichergestellt wird. Um die Stabilisierung des Rentenniveaus in jedem 

einzelnen Jahr zu sichern, führt der Gesetzentwurf dazu eine vorausschauende Ermittlung 

des Rentenniveaus ein. Demnach wird bei Bedarf die Rentenanpassung so erhöht, dass der 

Zielwert von 48 Prozent für das Rentenniveau zum 1. Juli eines Jahres eingehalten wird. 

Damit wird der grundsätzliche mathematische Mechanismus der Anpassungsfor-
mel gerade nicht außer Kraft gesetzt.  
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Die nun nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Schutzklausel sichert zum Zeitpunkt der 

Rentenanpassung zielgenau das Rentenniveau von 48 Prozent. Rückwirkend betrachtet 

und bezogen auf das ganze Jahr wird der Wert jedoch um die Zielmarke schwanken, was in 

der Natur der Sache liegt. Aufgrund der Fortschreibungsregelung würden zu geringe An-

passungen systematisch jedoch nachgeholt und zu hohe Anpassungen tendenziell eben-

falls. Die Ermittlung des Rentenniveaus ist keine einfache Aufgabe, die noch dazu erhebli-

ches Potential für Missverständnisse und Täuschungsmanöver beinhaltet. Der nun 

vorgesehene Weg ist aus Sicht des DGB jedoch grundsätzlich geeignet, das Ziel eines stabi-

len Rentenniveaus umzusetzen. 

Das Vorgehen birgt aber die Gefahr, dass, wie schon in der Vergangenheit geschehen, eine 

künftige Bundesregierung, die aufgrund der Niveaustabilisierungsklausel erfolgten zusätzli-

chen Rentenanpassungen durch einen Ausgleichsfaktor nachträglich durch geringere Ren-

tenanpassungen ausgleicht. Das aktuelle Gesetz will dies ausschließen, in dem der Aus-

gleichsfaktor durchgängig auf 1,0 gesetzt wird.  

Der DGB fordert, die Rentenanpassungsformel zu ändern, wie im Koalitionsver-
trag vereinbart, so dass die Anpassungsformel aus sich selbst heraus das Ziel eines 

stabilen Rentenniveaus erreicht. Dies wäre auch eine glaubwürdigere Grundlage für 
die Arbeit der Rentenkommission, die, sollte sie einen neuen Konsens für den Ge-
nerationenvertrag finden, auch die Anpassungsformel ändern müsste.  

Neu Definition des Rentenniveaus  

Um zu sichern, dass das Rentenniveau in jedem einzelnen Jahr den Wert von 48 Prozent 

nicht unterschreitet, definiert der Gesetzentwurf das Rentenniveau vor Steuern 
neu und führt eine vorausschauende Ermittlung des Rentenniveaus ein. Künftig soll 

das Rentenniveau zum 1. Juli ermittelt werden. Grundlage ist dann die zu diesem Zeitpunkt 

angehobene Standardrente, statt wie bisher der Durchschnitt aus der Standardrente vor 

und ab Rentenerhöhung. Abgezogen werden die von den Rentnerinnen und Rentnern zu 

tragenden Sozialbeiträge – unberücksichtigt bleibt hierbei abweichend vom bisherigen Ver-

fahren der Kinderlosenzuschlag in der Pflegeversicherung. Neu definiert wird auch das ver-

fügbare Durchschnittsentgelt, wie es in die Berechnung eingeht. Abweichend vom bisheri-

gen Verfahren wird nun ein für 2018 festgelegter Startwert jährlich anhand der 

Lohnerhöhung und der Änderung der von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu 

tragenden Sozialbeiträge fortgeschrieben.  

Der DGB bewertet dieses Vorgehen, auch im Kontext des Niveausicherungsziels, diffe-
renziert. Das Rentenniveau künftig anders als bisher zu berechnen, ist an sich 
nicht zu kritisieren. Eine Änderung des Berechnungsmodus gab es bereits mehrfach in 

der Vergangenheit. Da das Rentenniveau misst, ob die Renten wie die Löhne steigen, soll-

ten Änderungen der Berechnungsmethode jedoch die Ausnahme bleiben und mit Bedacht 

gewählt werden, um verzerrende Effekte zu vermeiden. Die zentrale Frage ist also, ob die 

vorgesehenen Änderungen sachlich richtig und sinnvoll sind oder vor allem politischen Zie-

len dienen.  
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Der Vorschlag der Bundesregierung ist offenkundig von Überlegungen geleitet, die 

sich aus dem Niveausicherungsziel immanent ergeben. Dabei greift sie dankenswerter 
Weise auch bestehende Kritik an der bisherigen Berechnungsmethode des Ren-
tenniveaus auf. Das Rentenniveau vor Steuern, wie es aktuell gemäß §154 SGB VI be-

rechnet wird, ist nur schwer nachzuvollziehen. Unter anderem liegen dieser Niveauberech-

nung nicht veröffentlichte Zahlen des Statistischen Bundesamts zugrunde. Die 

vorgenommenen Abzüge auf das Durchschnittsentgelt, in die unter anderem nicht versi-

cherte Einkommen ebenso wie Beiträge zu privaten Rentenversicherungen einfließen, sind 

außerdem nicht sachgerecht und im Grunde nicht zu begründen.  

Vor diesem Hintergrund begrüßt der DGB den Schritt des Gesetzentwurfs hin zu 
mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit bei der Berechnung des Rentenni-
veaus. Demnach würden künftig öffentlich bekannte Zahlen und Werte verwendet, und 

die Werte für die Sozialbeiträge beziehen sich auf den maßgeblichen Kreis der sozialversi-

chert Beschäftigten.  

Die oben geschilderte Neudefinition der verfügbaren Standardrente würde ohne weitere 

Änderungen rechnerisch zu einem höheren Rentenniveau führen. Würde außerdem auch 

das verfügbare Durchschnittsentgelt durch Abzug der von den Beschäftigten zu tragenden 

Sozialbeiträge vom Durchschnittsentgelt der Anlage 1 berechnet, ergäbe sich insgesamt 

rechnerisch ein um etwa drei Prozentpunkte höheres Rentenniveau als nach bisheriger De-

finition. Dies würde sicherlich zu politischen Vorwürfen führen, die Regierung würde das 

Rentenniveau künstlich schön rechnen, auch wenn die Neuermittlung aufgrund des Niveau-

sicherungsziels im Grunde nötig ist und dabei auf eine durchgehend transparente Berech-

nung umzustellen richtig und sinnvoll ist. Außerdem wäre die rechnerisch erhöhende Wir-

kung ein einmaliger Effekt, damit würde das Rentenniveau auch in Zukunft weiterhin seine 

Aufgabe erfüllen können, zu zeigen, ob Renten und Löhne im gleichen Maße steigen.  

Nachvollziehbar ist allerdings auch, dass die Bundesregierung sich nicht den Vorwürfen der 

Manipulation aussetzen möchte und daher das Niveau so berechnen will, dass sich nach 

der neuen Methode ebenfalls ein Wert von 48,1 Prozent ergibt, wie es nach der aktuellen 

Methode der Fall ist. Dies ist politisch nachvollziehbar, da so Vorwürfe der Schönrechnerei 

vermieden werden können. Um dies umsetzen zu können, muss für 2018 ein letztlich 
fiktiver Startwert für das verfügbare Durchschnittsentgelts als Basis für die künf-

tige Fortschreibung festgelegt werden. Aus Sicht des DGB wird dadurch aber im Sinne 
der Transparenz wieder ein Schritt zurück gemacht. Aus Gründen der Nachvollzieh-

barkeit wäre zumindest zu prüfen, ob eine Umbenennung des Rentenniveaus erfolgen 

sollte, um den Bruch mit der bisherigen Berechnung auch sprachlich klar zu kommunizie-

ren.  

Trotz der mutmaßlich erfolgenden politischen Vorwürfe, wäre aus Sicht des DGB zu prü-
fen, ob das verfügbare Durchschnittentgelt nicht direkt aus dem Entgelt der An-
lage 1 durch Abzug der maßgeblichen Sozialbeiträge der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in dem jeweiligen Jahr erfolgen könnte. Als Ausgleich könnten 

parallel das alte Sicherungsniveau weiter ausgewiesen werden, um eventuellen politischen 

Vorwürfen zumindest teilweise durch Transparenz zu begegnen.  
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Das nach der Methodik des Gesetzentwurfs ermittelte Rentenniveau würde im Jahr der 

Rentenanpassung festgelegt und dann unverändert gelten. In die Berechnung gehen aller-

dings in Teilen vorläufige Werte der Lohnentwicklung ein. Abweichungen, die sich später 

ergeben, gingen dann in die Berechnung der Rentenanpassung anhand der Sicherungs-

klausel im Folgejahr ein. Damit würde eine zu hoch oder zu niedrig angesetzte Änderung 

des Durchschnittsentgelts jeweils bei der nächsten Rentenanpassung berücksichtigt. 

Dadurch würde eine rückblickende Berechnung oder Betrachtung des Rentenniveaus er-

schwert. Soweit an der vorgesehenen Berechnungsmethode festgehalten wird, wäre es da-
her zu begrüßen, wenn die Werte des verfügbaren Durchschnittsentgelts dann in 
einer Anlage des SGB VI als Reihe geführt würden, damit auch rückwirkend die 

Werte für das jeweilige Jahr verfügbar sind.  

Das neue Rentenniveau birgt, wie auch schon das alte, aus Sicht des DGB darüber hinaus 

jedoch eine systematische Abweichung. Während die Standardrente letztlich anhand der 

beitragspflichtigen Entgelte nach Statistik der gesetzlichen Rentenversicherung fortge-

schrieben wird, steigt das verfügbare Durchschnittsentgelt anhand der Bruttolohn- und Ge-

haltssumme nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamts. 

Historisch haben sich diese Werte nicht gleichförmig entwickelt. Im Rahmen des SGB VI 

werden insgesamt verschieden definierte und abgegrenzte Durchschnittslöhne verwendet.  

Aus Sicht des DGB wäre zu prüfen, ob die maßgeblichen Werte in der Renten-
versicherung nicht durchgängig synchronisiert werden sollten. Dies schließt die Ren-

tenanpassung, die Fortschreibung der Anlage 1, der monatlichen Bezugsgröße wie auch al-

ler weiteren Werte ein. Maßgeblich sind und sollten sein, die Lohnentwicklung der 

versicherungspflichtig Beschäftigten und die hierbei üblicherweise fälligen Sozialbeiträge. 

Die Rentenanpassung, die Fortschreibung der Durchschnittsentgelte der Anlage 1 und die 

Werte zur Berechnung des Rentenniveaus sollten direkt mit der Änderung der beitrags-

pflichtigen Entgelte fortgeschrieben werden. Würde die Rentenanpassung auf den 1. Ja-

nuar eines Jahres vorverlegt, dann stünden zu diesem Zeitpunkt die Werte der beitrags-

pflichtigen Entgelte des vorvergangenen Kalenderjahres zur Verfügung – also für die 

Rentenanpassung 2019 die Werte aus 2017. Damit könnten zum 1. Januar die Anlage 1 

und die Bezugsgröße fortgeschrieben und die Rentenanpassung ermittelt werden. Außer-

dem stünden dann die Beitragssätze zu den Sozialversicherungen fest, so dass das Renten-

niveau aus den neu ermittelten Werten der Anlage 1 sowie der Standardrente unter Abzug 

der Sozialbeiträge für das Kalenderjahr berechnet werden könnten. Auch wäre regelmäßig 

nur eine Neuberechnung pro Jahr bei Bescheiden des SGB II und XII nötig, da die Renten-

anpassung und die Regelsatzänderung zeitgleich erfolgen. Aus Sicht des DGB könnte die 
Prüfung einer solchen Umstellung parallel zur Rentenkommission erfolgen. Der 

Auftrag hierzu könnte im Rahmen der vorliegenden Gesetzgebung verankert werden. 

Beitragssatz Deckel und Beitragssatzgarantie 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung bis 

2025 auf maximal 20  Prozent zu begrenzen. Soweit ein höherer Beitragssatz nötig wäre, 
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muss die Differenz aus Steuermitteln finanziert werden. Dazu wird der zusätzliche Bundes-

zuschuss für die Jahre 2022 bis 2025 um 500 Millionen Euro erhöht. Zusätzlich wird eine 

demographische Rückstellung im Bundeshaushalt verankert, die ausschließlich zur Finan-

zierung des Beitragsdeckels verwendet werden darf.  

Die Begrenzung des Beitragssatzes auf 20 Prozent bis 2025 ist aus Sicht des DGB 
sachlich und politisch nicht zu begründen. Ein Beitragssatz-Deckel, der nicht flexibel ausge-

staltet ist, führt beim Erreichen unweigerlich zu einer Diskussion um Leistungskürzun-
gen. Mit einem Beitragsdeckel werden die Kosten auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer abgewälzt. Auch erhöht dieser den Druck auf das Leistungsniveau deutlich. 

Aufgabe der Kommission „verlässlicher Generationenvertrag“ – sogenannte Rentenkom-

mission – ist es, die Grenzen ab 2025 neu festzulegen, ein abgesenkter Beitragsdeckel er-

schwert diese Aufgabe zusätzlich, da er die Handlungsspielräume deutlich einschränkt. Zu-

mal die Gefahr groß ist, dass Arbeitgeberverbände eine unbegrenzte Fortführung dieses 

Deckels bzw. der Steuerfinanzierung fordern, wenn ab 2025/2026 die Steuerfinanzierung 

für den künstlich abgesenkten Beitragssatz endet und als Folge ein deutlicher Beitrags-

sprung zu erwarten ist. Der DGB fordert daher, keinesfalls die geltende Grenze bis 
2025 von 22 Prozent weiter abzusenken.  

Zumal der Rentenversicherung heute schon von interessierter Seite vorgeworfen wird, die 

Bundeszuschüsse wären zu hoch und die Rentenversicherung wäre ohne sie nicht tragfähig 

– obwohl die Bundeszuschüsse schon heute nicht die gesamtgesellschaftlichen sowie nicht 

beitragsgedeckten Leistungen abdecken. Insoweit ist es zu begrüßen, dass die Bundesre-

gierung bereits heute Vorsorge dafür treffen will, in dem sie für die Jahre 2022 bis 2025 
der Bundeszuschuss angehoben und zusätzliche eine zweckgebundene Rücklage 
aufgebaut wird. Damit wird das politische Risiko, dass die nächste Regierungskoalition 

Leistungskürzungen durchsetzt, gemindert, auch wenn es nicht vollständig ausgeschlossen 

werden kann.  

Verbesserte Renten wegen Erwerbsminderung und bei Tod  

Der Gesetzesentwurf sieht vor, die Zurechnungszeit bei Renten wegen Erwerbsminderung 

wie auch bei Tod von heute 62 Jahren und 3 Monaten auf die Regelaltersgrenze, 2019 65 

Jahre und 8 Monate, anzuheben. Zusammen mit der Regelaltersgrenze steigt die Zurech-

nungszeit bis zum Jahr 2031 schrittweise auf 67 Jahre.  

Die Zahlbeträge bei Erwerbsminderungsrenten (EM-Renten) im Rentenzugang waren viele 

Jahre stark rückläufig. Die Ursachen hierfür sind vielschichtig, von der Einführung von Ab-

schlägen von bis zu 10,8% über durchbrochene Erwerbsverläufe bis hin zum Absenken des 

Rentenniveaus. Die letzte Bundesregierung hat hier bereits erste Schritte zu Verbesserun-

gen unternommen. Zum einen hat sie eine Günstigerprüfung eingeführt, mit der die vier 

letzten Beitragsjahre für die Bewertung der Zurechnungszeit unberücksichtigt bleiben, soll-

ten sie sich negativ auf die Bewertung der Zurechnungszeit auswirken. Außerdem hat sie 

die Zurechnungszeit zweimal verlängert. Aktuell liegt dieses Alter der Zurechnungszeit bei 

62 Jahren und 3 Monaten. 
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Die nochmalige Verlängerung der Zurechnungszeit wird vom DGB sehr begrüßt. 
Wer aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr arbeiten kann, wird so deutlich besser ge-

stellt. Bezogen auf einen Versicherungsbeginn mit dem 17. Lebensjahr und einer Erwerbs-

minderung vor dem 62. Lebensjahr entspricht die nun vorgesehene Verlängerung der Zu-

rechnungszeit einer weiteren Erhöhung der Erwerbsminderungsrente um mindestens 7,5%. 

Wenn die Zurechnungszeit 2031 auf 67 Jahre gestiegen ist, entspricht dies sogar einer An-

hebung gegenüber heute von 10,5%.  

Der DGB fordert, die Abschläge auf Erwerbsminderungsrenten abzuschaffen. 
Diese sind sozialpolitisch nach wie vor nicht zu rechtfertigen. Insoweit kann auch die im 

Gesetzentwurf unter „C. Alternativen“ formulierte Aussage, die Abschläge würden die 

„längere“ Rentenbezugszeit ausgleichen, nicht überzeugen. Denn anders als bei Altersren-

ten bildet gerade der vorzeitige Renteneintritt aufgrund einer Erwerbsminderung das abge-

sicherte Risiko und in diesem Sinne ist die längere Rentenlaufzeit immanenter Zweck der 

Versicherungsleistung und kein durch Anreize steuerbares Verhalten der Versicherten. Die 
Regierung hat sich jedoch entschieden, die Zurechnungszeit bis zur Regelal-
tersgrenze zu verlängern und dafür nicht die Abschläge zu streichen. Verglichen 

mit der Berechnung vor Einführung der Abschläge auf Erwerbsminderungsrenten fällt die 

Rentenhöhe bei Erwerbsminderung heute um über zehn Prozent höher aus. Die Zurech-

nungszeit wurde gegenüber dem Jahr 2000 um über 20 Prozent verlängert, während die 

Abschläge maximal 10,8 Prozent betragen. Hinzu kommt die 2014 eingeführte Günstiger-

prüfung. In der Summe ist die Höhe der Erwerbsminderungsrente gegenüber dem Zeitpunkt 

vor Einführung der Abschläge deutlich verbessert worden.  

Bei Erwerbsminderung wird künftig ab Leistungsfall bis zur Regelaltersgrenze eine ununter-

brochene Erwerbsbiographie unterstellt Viele Beschäftigte erreichen einen solchen Erwerbs-

verlauf nicht, da sie lange vor der Regelaltersgrenze unfreiwillig aus dem Beruf ausschei-

den, ohne jedoch die Kriterien für eine Rente wegen Erwerbsminderung zu erfüllen. Sie 

haben damit geringere Rentenansprüche und regelmäßig zusätzlich noch Abschläge bei der 

Altersrente. Für diese Regelungslücke hat der Gesetzgeber nach wie vor keine adäquate 

Antwort parat. Diesen Umstand kritisiert der DGB ausdrücklich. Hier bedarf es 
ergänzender Regelungen, um auch diesen Menschen eine Perspektive zu bie-
ten. 

Erneut ist auch keine Leistungsverbesserung für den Bestand vorgesehen. Die 

Verbesserungen nicht auf den Bestand zu übertragen ist ein Webfehler, der behoben wer-

den muss, auch wenn es dafür aus administrativen und rentenrechtlichen Gründen keine 

einfache und gleichzeitig gerechte Lösung gibt. Nichts desto trotz fordert der DGB, dass 

im Rahmen der Gesetzgebund eine wertgleiche Übertragung auf den Rentenbe-
stand erfolgt. Ein Zuschlag an persönlichen Entgeltpunkten auf Erwerbsminderungsrenten 

im Bestand wäre ein gangbarer Weg, gegebenenfalls verbunden mit einem Antragsrecht 

bei Folgerenten. Zu begrüßen ist in diesem Zusammenhang, dass die vorgesehene Ver-
besserung vom Zeitpunkt abhängen soll, ab dem die Rente wegen Erwerbsminde-

rung beginnt, statt wie bisher vom Zeitpunkt des Leistungsfalls, welcher regelmäßig 

weiter in der Vergangenheit liegt als der Rentenbeginn. Da die Leistungsverbesserungen 
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erst ab 1. Januar 2019 gelten sollen, profitieren durch die Berücksichtigung des Rentenbe-

ginns mehr Betroffene. 

„Mütter-Rente“ in dieser Form verfassungsrechtlich bedenklich und wieder falsch finanziert 

Die Regierung plant eine erneute Erhöhung der sogenannten „Mütter-Rente“, also der Kin-

dererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder. Profitieren sollen aber nur Eltern, die 

mindestens drei Kinder erzogen haben. In diesen Fällen sollen für vor 1992 geborenen Kin-

der drei Punkte gutgeschrieben werden und diese dann mit den ab 1992 geborenen Kin-

dern gleich gestellt werden. Die Mehrausgaben sollen nicht über Steuern finanziert werden. 

Der Gesetzentwurf schlägt als Alternative vor, die „Mütter-Rente“ für alle vor 1992 gebo-

renen Kinder gleichermaßen zu erhöhen. Was zu Kosten in gleicher Höhe möglich sei, 

wenn für die Kinder ein halber Punkt gewährt würde.  

Der DGB fordert, dass Kindererziehung unabhängig vom Geburtsjahr und ob im 
Westen oder Osten erzogen in der Rente gleich viel wert sein soll. Anmerken will 

der DGB, dass die verbreitete Bezeichnung dieser Verbesserungen als „Mütter-Rente“ irre-

führend ist. Die Kindererziehungszeiten stehen ebenso Männern zu, sofern sie das Kind 

überwiegend erzogen haben. In diesem Sinne ist ein geschlechtergerechter Sprachgebrauch 

notwendig. Eine Beschränkung der Besserstellung auf Personen mit mindestens drei Kin-

dern wie nun vorgesehen, ist aus Sicht des DGB sozialpolitisch nicht zu begründen und 

dürfte verfassungsrechtlich kaum haltbar sein. Denn die ersten beiden Kinder werden ren-

tenrechtlich anders bewertet, je nachdem ob noch ein drittes Kind erzogen wurde. Das 

dritte Kind macht dann künftig 160 Euro zusätzliche Rente aus: Für zwei in Westdeutsch-

land erzogene, vor 1992 geborene Kinder würden künftig weiterhin insgesamt vier Entgelt-

punkte, also rund 128 Euro gutgeschrieben. Wären es drei Kinder, beträgt die Gutschrift 

künftig neun Punkte, also 288 Euro. Das dritte Kind führt damit zu einem mehr als doppelt 

so hohen Rentenanspruch. Ein drittes Kind ist aus Sicht des DGB verfassungsrechtlich kein 

hinreichender Grund, ansonsten gleiche Personen in diesem Umfang ungleich zu behan-

deln. Der DGB fordert daher die Bundesregierung auf, eine Regelung zu schaf-
fen, die alle Mütter (und auch Väter) gleich stellt. Der richtige Weg wäre, für alle 

vor 1992 geborenen Kinder einen weiteren vollen Entgeltpunkt festzulegen. Dies würde 

auch die folgenden Konstellationen und Bedenken ausräumen und das Recht deutlich 

transparenter und verständlicher gestalten. Die Regierung selbst schlägt einen halben 

Punkt als Alternative vor, was aus Sicht des DGB der Ungleichbehandlung nach Anzahl der 

Kinder in jedem Fall vorzuziehen wäre. 

Zu begrüßen ist, dass der Gesetzentwurf relativ weit fasst, wann die Bedingung 
von mindestens „drei“ Kindern im Sinne der neuen „Mütter-Rente“ erfüllt ist. Hier-

für ist es bereits ausreichend, wenn für das dritte Kind ein Monat in den ersten drei Lebens-

jahren als Kindererziehungszeit angerechnet ist oder nicht anrechnungsfähig ist, weil die 

Zeit dem anderen Elternteil zugerechnet ist oder aus weiteren definierten Gründen nicht 

angerechnet werden kann, obwohl dem Grunde nach einer Erziehung eines unter drei jähri-

gen Kindes vorliegt.  
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Jedoch sind Konstellationen denkbar, in denen es als ungerecht empfunden werden 

kann, da trotz drei oder mehr Kinder das Kriterium nicht erfüllt wird. Ein Beispiel: Die El-

ternteile eines gemeinsamen Kindes haben jeweils ein eigenes Kind im Alter vor über drei 

Jahren und zwei Monaten in die Beziehung mitgebracht. In diesem Fall wäre bei keinem 

der Elternteile die Bedingung von drei Kindern erfüllt, selbst wenn die Kindererziehungszei-

ten für alle drei Kinder nur ihnen zugeordnet werden. Wäre eines oder beide Kinder jünger 

als drei Jahre und zwei Monate, würden der andere Elternteil die Voraussetzungen von drei 

Kindern erfüllen. Damit wäre künftig neben dem Geburtsjahr des Kindes, die Anzahl der 

Kinder, das Alter bei Aufnahme im Haushalt entscheidend für die Frage, ob für alle Kinder 

vor 1992 zwei oder drei Entgeltpunkte in der Rente gutgeschrieben werden. Auch bekäme 

die Frage der Säuglingssterblichkeit eine erhebliche Bedeutung: Da ein im Geburtsmonat 

verstorbenes Kind keine Kindererziehungszeiten auslöst, würde es nicht als drittes Kind 

zählen. Für zwei weitere Kinder würde dann kein zusätzlicher Punkt gutgeschrieben. Bisher 

macht diese Frage für die Rentenhöhe keinen nennenswerten Unterschied. Aus Sicht des 
DGB wird deutlich, dass eine Differenzierung nach Geburtsjahr und Anzahl der 
Kinder die Ungerechtigkeiten vergrößert. Dies könnte nur vermieden werden, wenn 
eine Regelung geschaffen würde, die die Erziehungszeiten für alle Kinder vor 
1992 gleichermaßen erhöht. Soweit an der Drei-Kind-Regel festgehalten wird, sollte 

geprüft werden, ob statt der Kindererziehungszeit die Kinderberücksichtigungszeit als Krite-

rium verwendet werden kann. Damit würden Kinder ab dem Tag der Geburt und bis zum 

zehnten Lebensjahr für das Kriterium des dritten Kindes zählen. 

Der DGB kritisiert nachdrücklich, dass die zusätzlichen Rentenpunkte erneut sach-
fremd voll aus Beitragsmitteln finanziert werden sollen. Bereits die 2014 einge-

führte „Mütter-Rente“ wurde und wird bis heute alleine aus Beiträgen finanziert. Dabei ist 

sozialpolitisch völlig unstrittig, dass Gewährung von Rentenansprüche für Kindererziehung 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die auch von der Allgemeinheit aus Steuern zu 

finanzieren ist. Sollte die „Mütter-Rente“ nur bei drei oder mehr Kindern erhöht werden, 

birgt dies aus Sicht des DGB erhebliche zusätzliche Kostenrisiken für die Rentenversiche-

rung, falls das Bundesverfassungsgericht eine solche Ungleichbehandlung für nicht legitim 

erachtet und daraufhin allen der dritte Punkt gewährt wird. Der DGB fordert die Bun-
desregierung auf, die „Mütter-Rente“ vollständig und ab sofort aus Steuermit-
teln zu finanzieren.  

Der DGB begrüßt auch, dass nun ein Antragsrecht eingeführt wird, welches eine Zu-

ordnung der ausgeweiteten Kindererziehungszeiten (sogenannte „Mütter-Rente“) auch in 

den Fällen ermöglicht, in denen der erziehende Elternteil wegen der stichtagsgebunde-
nen Zahlung eines Zuschlags bei Bestandsrenten keine zusätzlichen Erziehungs-
zeiten bekam. Dies trifft ganz überwiegend Pflegeeltern, die das Kind ab dem 13. Mo-

nat nach Geburtsmonat aufgenommen haben.  

Zuordnung der Kinderzeiten bei gleichgeschlechtlichen Paaren ist ein richtiger Schritt 

Es wird neu geregelt, wem insbesondere bei gleichgeschlechtlichen Paaren die Kindererzie-

hungszeiten zugeordnet werden, wenn sie nach bisheriger Regelung nicht eindeutig zu ge-

ordnet werden konnten.  
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Der DGB begrüßt diese Klarstellung, da sie Rechtssicherheit schafft. Der DGB regt 
ergänzend an, dass, in Anerkennung der sich ändernden Realität bei der Aufteilung von 

Erziehungs- und Erwerbsarbeit, die Aufteilung der Kindererziehungs- und Berück-
sichtigungszeiten nicht nur monatsweise, sondern bei gleichzeitiger Erziehung auch in-
nerhalb eines Kalendermonats zu gleichen Teilen erfolgen kann. Die bestehende 

Regelung benachteiligt Eltern, die sich Erziehungs- und Erwerbsarbeit gleich aufteilen, da 

sie monatsweise nur einer Person zugeordnet werden können.  

Niedrigverdienende entlasten ist zielführender möglich als mit geänderter Gleitzone 

Die Bundesregierung möchte Beschäftigte mit einem Bruttolohn von unter 1.300 Euro bei 

den Sozialbeiträgen entlasten. Dazu soll die sogenannte Gleitzonenregelung auf 1.300 aus-

geweitet und in Einstiegsbereich umbenannt werden. Außerdem sollen die heute bestehen-

den leistungsrechtlichen Nachteile bei der Rente aufgrund der geringeren Beiträge künftig 

entfallen. Finanziert wird dies aus Beitragsmitteln und verursacht Einnahmeausfälle von 

rund 500 Mio. Euro bei den Sozialversicherungen, davon rund 200 Mio. alleine in der Ren-

tenversicherung.   

Die Gleitzone (oft Midi-Job genannt) im Sinne §20 SGB IV liegt bei einem Beschäftigungs-

verhältnis mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt von 450,01 Euro bis 850,00 Euro im Mo-

nat vor (mehrere Jobs werden zusammengerechnet). In der Gleitzone zahlen die Beschäf-

tigten einen reduzierten Beitrag, während die Arbeitgeber ihren vollen Anteil tragen. Bei 

450,01 Euro zahlen die Beschäftigten nur etwa die Hälfte des normalen Beitrags der Be-

schäftigten. Nähert sich das Arbeitsentgelt der Grenze von derzeit 850 Euro, steigt der Bei-

tragsanteil des Arbeitnehmers schrittweise auf den „regulären“ Anteil. Ihr größter Entlas-

tungseffekt liegt daher bei 450,01 Euro, da hier faktisch nur der halbe Beitragssatz gezahlt 

wird, ihr geringster Entlastungseffekt bei 849,99 Euro.  

Der Beitragsanteil des Arbeitnehmers berechnet sich durch eine Rückwärtsrechnung. Es 

wird mit der „Gleitzonenformel“ ein fiktives niedrigeres Entgelt als Bemessungsgrundlage 

berechnet. Hierauf wird der Gesamtbeitragssatz erhoben (Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-

anteil, ggf. inkl. Zusatzbeitrag und/oder Kinderlosenzuschlag der Pflegeversicherung). Von 

diesem in Euro bemessenen Gesamtbeitrag zahlt der Arbeitgeber den Betrag, der dem vom 

Arbeitgeber zu zahlenden Beitragssatz auf das tatsächliche Bruttoentgelt entspricht. Den 

Rest trägt der Arbeitnehmer.  

Beispiel: Der Bruttolohn beträgt 600 Euro. Das fiktive Entgelt beträgt nach der Gleitzonen-

formel dann 531,01 Euro. Auf die 531,01 Euro wird der Gesamtbeitragssatz von 

39,75 Prozent erhoben, was 211,08 Euro entspricht. Der Arbeitgeber muss seinen Bei-

tragsanteil von 19,375% auf die 600 Euro, also 116,25 Euro zahlen. Der Beschäftigte 

muss die Differenz bezahlen, also 94,83 Euro (=211,08 Euro Gesamtbeitrag abzüglich dem 

Arbeitgeberbeitrag von 116,25 Euro).  

Die Rentenansprüche der Beschäftigten werden auf Basis des fiktiven statt des tatsächli-

chen Bruttolohns berechnet, so dass die Rentenansprüche geringer ausfallen als es bei vol-

lem ungemindertem Beitrag der Fall wäre. In dem obigen Beispiel würde der Rentenan-

spruch aus einem Jahr Arbeit mit 5,38 Euro dadurch um 70 Cent geringer ausfallen.  
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Gute Löhne, Gute Arbeit und ein starker Sozialstaat sichern ein gutes Leben der Erwerbstä-

tigen, ihrer Angehörigen und ihrer Kinder. Gute Sozialversicherungen sichern eine hochwer-

tige Versorgung bei Krankheit oder Pflegebedürftigkeit und ein gutes Auskommen in Zeiten 

der Arbeitslosigkeit, im Alter oder bei Erwerbsminderung. Finanziert und ermöglicht wird 

dies durch die Solidarität der Versicherten unter- und miteinander, denn nur gemeinsam 

sind der Verlust des Lohns oder die Kosten einer Krankheit hochwertig, günstig und ver-

lässlich abgesichert. Hochwertige Leistungen und ein guter Lohnersatz sind unerlässlich für 

die Beschäftigten, bedürfen aber entsprechender Beiträge. 

Bei gutem Lohn sind Beiträge leichter zu tragen als in niedrig bezahlter und prekärer Be-

schäftigung. Zumal die Beiträge zu den Sozialversicherungen steuerlich abzugsfähig, was 

höheren Einkommen spürbar bei den Sozialbeiträgen entlastet. Niedrigverdienende profitie-

ren von dieser Regelung hingegen kaum. Unstrittig ist: Das eigentliche Problem ist der zu 

niedrige Lohn. Höhere Löhne und bessere Arbeit sind die anzustrebende Lösung, damit alle 

am Wohlstand beteiligt werden. 

Der DGB anerkennt vor diesem Hintergrund, dass das BMAS nach Anhebung des ge-

setzlichen Mindestlohns sicherstellen will, dass bei den hiervon profitierenden Niedrigver-
dienenden tatsächlich etwas ankommt. Allerdings hält der DGB die Auswei-
tung der Gleitzone (neu: Einstiegsbereich) für kein probates Mittel, zumal hier 

Fehlanreize im Arbeitsmarkt in Richtung auf den Niedriglohnbereich nicht auszuschließen 

sind. Diesen einzudämmen ist Ziel des DGB – mit Stärkung von Tarifbindung und Überfüh-

rung von prekärer Beschäftigung in gute Arbeit mit guten Löhnen.  

Gleichzeitig muss eine Entlastung zielgenau auf Haushalte mit niedrigem Einkommen ab-

zielen und sollte nicht die Sozialversicherungen belasten. Sachgerechter Ansatzpunkt ist 

hier das Steuerrecht. Durch eine andere Gestaltung der Einkommensteuer (Grundfreibetrag, 

Tarifverlauf, etc.) könnten gezielte ärmere Haushalte entlastet werden. Diese könnten über 

den Weg des Lohnsteuerabzugs zusätzlich noch bei der Beitragszahlung zu den Sozialversi-

cherungen aktiv durch einen Zuschuss unterstützt werden, ohne jedoch den Sozialversiche-

rungen direkte Beitragseinnahmen zu entziehen.  

Im Unterschied dazu scheint die Gleitzone (neu: Einstiegsbereich) wenig geeignet, Niedrig-

verdienende zu entlasten, dazu wurde sie auch nie konzipiert. Ferner ist der Bruttolohn 

kein hinreichender Anhaltspunkt, um gezielt Haushalte mit niedrigem Einkommen zu ent-

lasten. Auch nach einer Ausweitung der Gleitzone auf 1.300 Euro bleibt die größte Entlas-

tung gegenüber dem vollen Beitrag bei 450,01 Euro. Keinesfalls darf die Ausweitung der 

Gleitzone (neu: Einstiegsbereich) zu einer Ausweitung der Mini-Jobs führen; insoweit ist die 

Festlegung des BMAS, die Minijobgrenze nicht anzuheben ebenso wie die Evaluierung der 

Wirkung von Midi-Jobs zu begrüßen.  

Ein weit zielgenauerer und sachgerechterer Ansatz wäre aus Sicht des DGB 
stattdessen ein SV-Entlastungsbetrag, wie ihn das DIW dargestellt hat. Dem-

nach würden die Beiträge der Arbeitnehmer bis zu einem Höchstbetrag (bspw. 100 Euro im 

Monat) direkt im Lohnabzugsverfahren von der Steuerschuld abgezogen und gegebenen-

falls als Negativsteuer ausgezahlt. Der SV-Entlastungsbetrag wird dabei auf die bereits 
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existierende Entlastungswirkung durch den Abzug der Sozialbeiträge als Vorsorgeaufwen-

dungen bei der Einkommensteuer angerechnet. Der DGB würde es daher begrüßen, 

wenn das BMAS diesen alternativen Vorschlag zu den Midi-Jobs genauer überprü-
fen würde. Dazu wäre es folgerichtig, die Ausweitung der Gleitzone zumindest bis dahin 

nicht umzusetzen.  

Der DGB kritisiert, dass die Bundesregierung mit der verlängerten Gleitzone Beitrags-
ausfälle erzeugt und gleichzeitig nicht einmal bereit ist, diese durch Steuermittel aus-
zugleichen. Damit wird die gesellschaftspolitische Aufgabe der Entlastung von Niedrigver-

dienenden allein den Beitragszahlenden aufgebürdet. Dies ist sozial- und 

verteilungspolitisch nicht akzeptabel. 


